
halter die Aufgabe, das Rechnungswesen und die Rech­
nungslegung des Unternehmens und aller dem Unter­
nehmen unterstehenden Einrichtungen aufzubauen, zu 
leiten und zu überwachen. Unter Ziff. 2, 3 und 4 dessel­
ben Abschnitts sind die einzelnen Aufgaben des Haupt- 
(Ober-)Buchhalters ganz konkret Umrissen. Der Ange­
klagte hat nach seinen eigenen Einlassungen im Ermitt­
lungsverfahren, die mit den tatsächlichen Feststellungen 
des angefochtenen Urteils im Einklang stehen, die Buch­
haltung des Betriebes geleitet. Außerdem hatte er zusam­
men mit dem Angeklagten S. die Zeichnungsberechtigung. 
Er hat damit die Funktion eines Oberbuchhalters tatsäch­
lich ausgeübt. Dadurch ergaben sich für ihn die in der

ersten Durchführungsbestimmung zur Anordnung über 
das Rechnungswesen in der volkseigenen Wirtschaft, in 
den Genossenschaften und Genossenschaftsverbänden 
festgelegten Rechte und Pflichten, d. h. hinsichtlich der 
Pflichten, die Vermögensinteressen des Betriebes im 
Sinne des § 266 StGB wahrzunehmen. Den in dieser 
Durchführungsbestimmung unter Abschn. III enthal­
tenen Bestimmungen über die Bestellung, Bestätigung 
und Eintragung der Haupt- und Oberbuchhalter kommt 
in diesem Falle nur rein deklaratorische Bedeutung zu, 
da der Angeklagte als zeichnungsberechtigter Leiter der 
Buchhaltung die Funktion des Oberbuchhalters inne­
hatte und tatsächlich ausübte.

Z e i t s c h r i f t e n

Wir weisen unsere Leser diesmal besonders auf 
Heft 12 der „Einheit“ („Theoretische Zeitschrift des 
wissenschaftlichen Sozialismus“, herausgegeben vom 
ZK der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands) hin, 
das über die theoretische Konferenz der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands vom 23. und 24. Juni 1951 
berichtet, die sich mit den Arbeiten Stalins „Über den 
Marxismus und die Fragen der Sprachwissenschaft“ 
und deren Bedeutung für die Entwicklung der Wissen­
schaften beschäftigte. Da diese Fragen von außer­
ordentlicher Wichtigkeit gerade für die Entwicklung 
der Rechtswissenschaft sind, sollte sich jeder Jurist 
mit ihnen beschäftigen.

Das Heft enthält folgende Beiträge:
Einleitung.
Fred O e l ß n e r :  Die Bedeutung der Arbeiten des Ge­

nossen Stalin über den Marxismus und die Fragen 
der Sprachwissenschaft für die Entwicklung der 
Wissenschaften.

Aus der Diskussion:
Gertrud P ät s ch, Direktor des Instituts für all­

gemeine Sprach- und Kulturwissenschaften an 
der Friedrich-Schiller-Universität, Jena,

Georg K l a u s ,  Dekan der gesellschaftswissen­
schaftlichen Fakultät an der Friedrich-Schiller- 
Universität, Jena,

Hermann D u n k  e r ,  Direktor der Bundesschule 
des FDGB, Bernau,

Kurt H a g e r ,  Leiter der Propagandaabteilung des 
ZK der SED,

Matthäus K l e i n ,  Dozent an der gesellschafts­
wissenschaftlichen Fakultät an der Friedrich- 
Schiller-Universität, Jena,

Werner D or st, Direktor des Pädagogischen Zen­
tralinstituts, Berlin.

Fred O e l ß n e r ,  Schlußwort.

Demokratischer Aufbau Nr. 7: Willi Barth: Zur Auswertung 
der Erfahrungen der Volksbefragung durch den Staatsapparat; 
Hans Warnke: Kampf gegen Bürokratismus und Schlendrian; 
Dr. Rolf Helm: Demokratische Gesetzlichkeit; Dr.-Ing. Rein- 
gruber: Zur Neuordnung des Straßenwesens; Helmut Ilse: Die 
Schulung muß nicht „trocken sein“; Steuerliche Behandlung von 
Krankengeld und tariflichen Krankengeldzuschüssen; N u r i n 
A u s g a b e  A :  Zum Neuaufbau der Stadt. Warschau; Dr. 
Isolde Mahn: Bericht über die Rechtsberatungsstelle Chemnitz; 
Verbesserung bei der Auszahlung von Pflege- und Mündelgel­
dern; Kurt Wiegel: über die Fundsachenbearbeitung; Nu r in 
A u s g a b e  B :  Walter Reichert: Gewissenhafte Planung der 
Ernte und Herbstbestellung; Hans-Christian Schröder: Ar­
beitsschutz in der Ernte; Dr. Fritz Niethammer: Pachtschutz­
ordnung und Kontrollratsgesetz Nr. 45.

Arbeit und Sozialfürsorge Nr. 15: Eva Schülke: Wir grüßen 
die Jugend der Welt; 300 000 DM durch einen Verbesserungs­
vorschlag eingespart; N. Anufrienko: Der Arbeitsschutz in der 
Sowjetunion; Welche Veranstaltungen sind gebührenpflichtig; 
R. Schlegel: Der neue Kündigungsschutz in der Verordnung

über Kündigungsrecht vom 7. Juni 1951; H. Hausmann: über 
das Statut der Sozialversicherung; Nr. 16: Ein großer deutscher 
Arbeiterführer — Zum 80. Geburtstag Karl Liebknechts; Ro­
man Chwalek: Die Verantwortung der Betriebsleitungen und 
Arbeitsverwaltungen für den Abschluß der Betriebskollektiv­
verträge; E. Seidel: Im Mittelpunkt steht die Sorge um den 
werktätigen Menschen; Sozialistischer Aufbau in der Volks­
republik Ungarn; G. Schaum: Fragen zu den Verordnungen 
über Kündigungsrecht und Erholungsurlaub; Ursula Käper- 
nick: Gesetzliche Feiertage, die in die Zeit des jährlichen Er­
holungsurlaubs fallen, gelten nicht als Urlaubstage, sind also 
zu vergüten; Heranziehung zum Unterhalt, ein Diskussions­
beitrag.

Die Arbeit Nr. 7: Herbert Warnke: Gegen die Burgfriedens- 
Politik der westdeutschen Gewerkschaftslührung; Offener Brief 
des Bundesvorstandes des FDGB an den Bundesvorstand des 
DGB und an alle Mitglieder und Funktionäre des DGB; Roland 
Günther: Die III. Weltfestspiele der Jugend und Studenten für 
den Frieden; Willy Perk: Ein „Betriebsverfassungsgesetz“ zum 
Nutzen der Millionäie; Harry Krebs: Einiges über inner­
gewerkschaftliche Demokratie; Kurt Opitz: Die staatlichen Ar­
beitsreserven der Sowjetunion; Fritz Thode: Größere Aufmerk­
samkeit dem Nachwuchsplan 1951; Walter Möbius: Die Stellung 
der privatkapitalistischen Betriebe in unserer antifaschistisch­
demokratischen Ordnung (II); Eva Altmann: Produktive und 
unproduktive Arbeit; Dr. Alfred Lemmnitz: Die sozialistische 
Planung der Volkswirtschaft; Walter Ulbricht: Das Wieder­
erstehen des deutschen Imperialismus (aus seiner Rede auf der 
6. Tagung des ZK der SED am 13. Juni 1951); Heinrich Rau: 
Erfahrungen bei der Durchführung des Planes — I. Quartal 
1951 (Wortlaut des Referats auf der 6. Tagung des ZK der SED 
am 14. Juni 1951); Gerhart Ziller: Die neuen Methoden zur 
Erhöhung der Arbeitsproduktivität (Wortlaut des Referats auf 
der 6. Tagung des ZK der SED am 14. Juni 1951) ; Franz Ul- 
brieg: Grundsätze und Methoden unserer Finanzpolitik (Wort­
laut des Referats auf der 6. Tagung des ZK der SED am 14. Juni 
1951); Entschließung des ZK der SED: Die Ergebnisse der 
ersten Monate des Fünfjahrplans; Entschließung des ZK der 
SED: Die neuen Methoden zur Erhöhung der Arbeitsproduk­
tivität; Nr. 8: Herbert Warnke: Durch volle Entfaltung der 
innergewerkschaftlichen Demokratie zur Aktivität aller Ge­
werkschaftsmitglieder; Werner Raase: Ernst Thälmanns
Kampf gegen die rechten Gewerkschaftsführer und unser 
Kampf um den Frieden; Rudolf Kirchner; Die rechten Führer 
des DGB als Agenten des deutschen und des amerikanischen 
Imperialismus; Benoit Frachon: Die französische Arbeiter­
klasse und die Verteidigung des Friedens; Rudolf Kirchner: 
Die Rolle der technischen Intelligenz im Kampf um die Steige­
rung der Arbeitsproduktivität: Paul Peschke: Eine neue Etappe 
in der Entwicklung der Sozialversicherung.

Die Volkspolizei Nr. 14: Karl Maron: Nutzt die letzten Tage; 
Herbert Gläser: Konzentration auf die Ausarbeitung des Haus­
haltsplanes für das Jahr 1952; Weber: Gründliche Kontrollen 
legen Agenten, Schiebern und Spekulanten das Handwerk; 
Ernst Schneider: Die Anwendung des Befehls 160/1945 der
SMAD; Nr. 15: Wilhelm Pieck: Im Frieden liegt das Glück der 
Völker; Nicolai Miehailow: Der Komsomol steht an der Spitze 
der friedliebenden Jugend der ganzen Welt; Malik: Berliner 
Volkspolizei im unermüdlichen Einsatz für die Sicherung der 
Weltfestspiele; Gasch, Nitschke: Die Kameraden der Grenz­
polizei empfingen die jungen Friedenskämpfer aus allen Län­
dern; Wurbs: Sicherung der verlustlosen Einbringung der 
Friedensernte 1951 — eine Aufgabe der gesamten Volkspolizei; 
Gottschalk: Es dart keine Gefangenenentweichungen mehr
geben; Weber: Fahrlässige Gefangenenentweichung oder fahr­
lässige Gefangenenbefreiung.

Die Redaktion bittet bei Einsendungen von Beiträgen 
für die „Neue Justiz“ darauf zu achten, daß die Manu­
skripte nur einseitig und zweizeilig beschrieben und mit 
ausreichendem Redigierrand versehen sind.
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